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Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
Die Österreichische Hochschüler_innenschaft dankt vorab für die Übersendung 
des vorliegenden Gesetzesentwurfes und die Möglichkeit zur Stellungnahme.  
 
AVG und VfGG 
 
Wir begrüßen grundsätzlich die Anpassung des AVG, mit der Verwaltungs-
aufwand reduziert werden kann, sowie die Schaffung einer Möglichkeit im VfGG, 
Verfahren auszusetzen, die vor dem VfGH anhängig sind, da die bisherige 
tendenziell zufällig „Ergreiferprämie“ für die beschwerdeführenden Parteien, 
nicht aber für ähnlich gelagerte andere Verfahren besonders bei längerer 
Verfahrensdauer und bei längeren „Reparaturfristen“ geeignet war, unsachliche 
Ungleichbehandlungen zu verwirklichen. 
 
VwGG 
 
Zur Novellierung des § 26 VwGG ist anzumerken, dass dies einen sinnvollen 
Schritt darstellt, aber das Problem einer zunächst unterlassenen Ausfertigung iSd 
§ 29 Abs. 4 VwGVG nicht vollständig löst: Es ist weiterhin möglich, dass eine 
Partei gegen die Kurzbegründung gemäß der Verhandlungsschrift Revision 
erhebt, diese sich mit einer „Vollausfertigung“ aber kreuzt und eine andere 
Partei nach Zustellung diese bekämpft. Mit der Novelle wird ein überaus langes 
Zuwarten auf die Ausfertigung gem. § 29 Abs. 4 VwGVG gefördert und sollte im 
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Sinn der Rechtssicherheit in einem determinierten zeitlichen Entscheidungs-
horizont dieser Anreiz auf „Verschleppung“ vermieden werden. 
 
VwGVG 
 
Die Folgen der vorgeschlagenen Regelungen sind teilweise aus rechtsstaatlicher 
Sicht bedenklich und erfordern die möglicherweise korrekturbedürftigen 
Entwicklungen der Rechtsprechung seit Umsetzung der Reform der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit 2013/14 eine umfassendere Betrachtung. Im Einzelnen soll dazu 
ausgeführt werden: 
 
Art. 3, Z. 4: Ermittlungsaufträge 
 
Wenn ein Bescheid entweder als mangelhaft bekämpft wird oder aufgrund 
Verletzung der Entscheidungspflicht das Verwaltungsgericht erstmals Sach- und 
Rechtslage untersucht, wird anzunehmen sein, dass die Behörde angenom-
menerweise oder tatsächlich eine Fehl- oder Nichthandlung gesetzt hat. Nun 
nochmals diese Behörde wenngleich nur mit Einzelaspekten des Verfahrens zu 
befassen, erscheint nicht geeignet, eine rasche und rechtsrichtige Entscheidung 
herbeizuführen. Der Gesetzgeber hat in der damaligen Neuregelung des 
Rechtsmittelverfahrens in Art. 130 Abs. 4 B-VG auch eine Einschränkung des 
Entscheidungsumfangs der Verwaltungsgerichte vorgesehen, allerdings ist die 
Möglichkeit der Rückverweisung an die Behörde durch die Rechtsprechung des 
VwGH weitgehend eingeschränkt worden. 
 
Wird nun eine Überlastung der Verwaltungsgerichte erkannt, wäre mit ent-
sprechenden legistischen Maßnahmen die intendierte Situation wieder 
herzustellen. Das offenbar angenommene Wechselspiel zwischen Behörde und 
Verwaltungsgericht droht dann nicht, wenn die Bindung der Behörde an ein 
obiter dictum des Verwaltungsgerichts noch deutlicher ausgeführt wird bzw. 
Sanktionen verankert würden. 
 
Ein „eingeschränktes Rückverweisungsrecht“ (eben für bestimmte 
Berechnungen) beseitigt nicht das Problem, das die Behörde Rechenfehler 
begeht (die das Verwaltungsgericht dann ohnehin selbst beseitigen müsste) oder 
säumig ist. 
 
Ein bundeseinheitlicher Vollzug wäre überdies durch ein Abstellen auf „landes-
gesetzliche Regelungen“ gefährdet: Es ist nicht ausgeschlossen, dass die 
Bundesländer hier unterschiedliche Regelungen treffen. 
 
Wenn es einen höheren Bedarf an Sachverständigen geben sollte, kann eine 
Behörde etwa verpflichtet werden, dem Verwaltungsgericht Amtssach-
verständige zu benennen oder – wenn diese nicht in ausreichendem Maß zur 
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Verfügung stehen, diesen aber bestimmte Beurteilungen gesetzlich vorbehalten 
sind (etwa: Amtsärzte) – eine Rechtsgrundlage geschaffen werden, nach der ein 
Verwaltungsgericht zur Verfahrensbeschleunigung geeignete nichtamtliche 
Sachverständige heranziehen kann. 
 
Art. 3, Z. 5 & Z. 9: Fiktion der Beschwerdezurückziehung 
 
Sowohl bürgernahe Gesetzgebung als auch eine dem „fair-trial“-Gedanken des 
Art. 6 EMRK bzw. Art. 47 GRC genügende Regelung zur offenbar angenommenen 
„bewussten Verfahrensverzögerungen“, wozu der Österreichischen 
Hochschüler_innenschaft keine Vorkommnisse bekannt sind, wird eine weniger 
in die Parteienrechte eingreifende Regelung erfordern. Ein „Verlassen“ der 
Verhandlung kann nach dem Ermittlungsstand unterschiedliche Konsequenzen 
haben: Wenn der Sachverhalt (hinreichend) erhoben ist und der persönliche 
Eindruck über die Partei gewonnen wurde, kann Entscheidungsreife vorliegen – 
dauert etwa die Verhandlungsunterbrechung vor der Verkündung des 
Erkenntnisses merklich länger als angekündigt und nimmt die Partei an der 
Verkündung nicht teil, wird etwa mit Zustellung vorgegangen werden können. 
 
Ist eine Partei durch ein unvorhersehbares und unabwendbares Hindernis an der 
Teilnahme verhindert, kennen die Wiedereinsetzungsregeln des AVG und 
nachgebildete Regelungen für materiell-rechtliche Fristen einen zweiwöchigen 
Zeitraum „nach Wegfall des Hindernisses“ und ist eine einwöchige Frist 
unangemessen kurz. 
 
Nicht angesprochen wird der Effizienzverlust, der etwa durch Nichtteilnahme 
seines der Behörde eintreten kann, wenn etwa sehr lückenhafte Bescheid-
begründungen ein Nachforschen des Verwaltungsgerichts erforderlich machen 
oder wenn ein Erkenntnis aus völlig anderen Gründen mit Amtsrevision 
angefochten wird. Eine Einschränkung der Revisionsgründe bei Nichterscheinen 
der Behörde, die aus „Effizienzüberlegungen“ genauso vorgesehen werden 
könnte, erfolgt nicht – womit der Verdacht entsteht, dass unter der Überschrift 
„Effizienz“ oder „Verfahrensbeschleunigung“ bloß ein unsachliches und 
unzeitgemäßes Obrigkeitsdenken steht. 
 
Art. 3, Z. 6: Eingeschränkte Kogitionsbefugnis 
 
Dieses Obrigkeitsdenken wird in der vorgeschlagenen Bestimmung besonders 
deutlich, derzufolge Parteien, die zum Erhalt des Parteienstatus Einwendungen 
erheben mussten, sämtliche Einwendung in der Beschwerde und damit in einer 
4-Wochen-Frist gelten machen müssten (Präklusion). Damit soll einerseits die 
Rechtsprechung des VwGH zum Prüfungsumfang der Verwaltungsgerichte 
ausgehebelt werden (VwGH 17.12.2014, Ro 2014/03/0066; seither stRsp, vgl 
etwa VwGH 9.9.2015, Ro 2015/03/0032; zusammenfassend Kuderer, Der 
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Prüfungsumfang der Verwaltungsgerichte (2018) 55 ff). Dieses Ansinnen mag in 
Überlegungen, wie die Belastung der Verwaltungsgerichte reduziert werden 
kann, begründet sein, allerdings führt die Einschränkung für bestimmte Parteien 
zu einer „2-Klassen-Parteistellung“: 
 
Antragstellende und Amtsparteien könnten dann als Replik zu Beschwerden 
weitere Stellungnahmen und Gutachten einbringen oder sich auf einzelne 
Themen „besonders vorbereiten“, wohingegen die Parteien „2.Klasse“ diese 
Möglichkeit nicht hätten. Damit werden faire Verfahren tendenziell verhindert 
und wäre die gewählte Beschränkung der Rechte bestimmter Parteien eine grob 
unionsrechtswidrige Verletzung von Art. 47 der Grundrechtecharta der EU. 
 
Als typische Anwendungsfälle können Bauverfahren oder zusammengefasst 
umweltschutzrechtliche Verfahren betroffen sein. Die für das grundsätzliche 
Einbringen von Einwendungen  normierten Fristen variieren von 2 Wochen (etwa 
§ 21 NÖ-BO oder § 70 WBO) zu 3 Monaten (§ 70a WBO), damit ist eine 
detaillierte Auseinandersetzung mit Einwirkungen auf Parteienrechte nur 
eingeschränkt möglich. Erfolgt dann eine zeitnahe Bescheiderlassung, müsste 
nicht nur die juristische Aufarbeitung der Bescheidbegründung und Abfassung 
der Beschwerde in der 4-Wochen-Frist erfolgen, sondern auch die detaillierte 
Auseinandersetzung mit durchaus sehr umfangreichen Unterlagen, die erst mit 
der Akteneinsicht zugänglich geworden sind. 
 
In umweltschutzrechtlichen Verfahren sind das regelmäßig tausende Seiten, die 
wohl die Einschaltung spezialisierter Großkanzleien erzwingen würde, was einer 
„fairen Kostenbelastung“ im Lichte der Aarhus Konvention und auch der 
ständigen Rechtsprechung des EuGH zunächst widerspricht. Aber auch 
unabhängig davon würde Unionsrecht mehrfach gebrochen: 
 
Präklusionsvorschriften wurden etwa zur deutschen Rechtslage als Verletzung 
etlicher Richtlinien erkannt, da Präklusion weder nach Art. 11 der Richtlinie 
2011/92 noch nach Art. 25 der Richtlinie 2010/75 vorgesehen wäre und hat der 
EuGH im Urteil Rs. C-137/14 vom 15. Oktober 2015 (Rz 75-82) dies ausgeführt 
und festgestellt 
 
Die Bundesrepublik Deutschland hat gegen ihre Verpflichtungen aus Art. 11 der Richtlinie 
2011/92/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten Projekten 
und aus Art. 25 der Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 24. November 2010 über Industrieemissionen (integrierte Vermeidung und Vermin-
derung der Umweltverschmutzung) verstoßen, indem sie 
 

– gemäß § 46 VwVfG die Aufhebung von Entscheidungen aufgrund von Ver-
fahrensfehlern auf das Fehlen einer Umweltverträglichkeitsprüfung oder der 
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Vorprüfung sowie auf Fälle beschränkt, in denen der Rechtsbehelfsführer nach-
weist, dass der Verfahrensfehler für das Ergebnis der Entscheidung kausal war; 
 

– gemäß § 2 Abs. 3 des Gesetzes über ergänzende Vorschriften zu Rechtsbehelfen 
in Umweltangelegenheiten nach der Richtlinie 2003/35/EG (Umwelt-Rechts-
behelfsgesetz) vom 7. Dezember 2006 in der durch das Gesetz vom 21. Januar 
2013 geänderten Fassung und § 73 Abs. 4 VwVfG die Klagebefugnis und den 
Umfang der gerichtlichen Prüfung auf Einwendungen beschränkt, die bereits 
innerhalb der Einwendungsfrist im Verwaltungsverfahren, das zur Annahme der 
Entscheidung geführt hat, eingebracht wurden; 
 

– gemäß § 2 Abs. 1 des Gesetzes über ergänzende Vorschriften zu Rechtsbehelfen 
in Umweltangelegenheiten nach der Richtlinie 2003/35/EG (Umwelt-Rechtsbe-
helfsgesetz) vom 7. Dezember 2006 in der durch das Gesetz vom 21. Januar 
2013 geänderten Fassung in Verbindung mit dessen § 5 Abs. 1 in Verfahren, die 
nach dem 25. Juni 2005 eingeleitet und vor dem 12. Mai 2011 abgeschlossen 
wurden, die Klagebefugnis von Umweltverbänden auf Rechtsvorschriften 
beschränkt hat, die Rechte Einzelner begründen; 
 

– gemäß § 2 Abs. 1 des Gesetzes über ergänzende Vorschriften zu Rechtsbehelfen 
in Umweltangelegenheiten nach der Richtlinie 2003/35/EG (Umwelt-Rechtsbe-
helfsgesetz) vom 7. Dezember 2006 in der durch das Gesetz vom 21. Januar 
2013 geänderten Fassung in Verbindung mit dessen § 5 Abs. 1 in Verfahren, die 
nach dem 25. Juni 2005 eingeleitet und vor dem 12. Mai 2011 abgeschlossen 
wurden, den Umfang der gerichtlichen Prüfung von Rechtsbehelfen von 
Umweltverbänden auf Rechtsvorschriften beschränkt, die Rechte Einzelner 
begründen; 

 
Bezüglich der Aarhus Konvention ist eine vergleichbare Entscheidung im Urteil 
Rs. C-664/15 vom 20. Dezember 2017 Protect gg. BH Gmünd ergangen, dass 
auch eine mögliche Verletzung der Richtlinie 2000/60/EG vor einem Gericht 
angefochten angefochten werden können muss (Rz. 81 und 101). Im Tenor wird 
ausgesprochen 
 

2. Art. 9 Abs. 3 des mit dem Beschluss 2005/370 genehmigten Übereinkommens 
in Verbindung mit Art. 47 der Charta der Grundrechte sowie Art. 14 Abs. 1 der 
Richtlinie 2000/60 sind dahin auszulegen, dass nationales Verfahrensrecht, das 
in einem Fall wie dem des Ausgangsverfahrens Umweltorganisationen nicht das 
Recht zuerkennt, sich an einem Bewilligungsverfahren zur Umsetzung der Richt-
linie 2000/60 als Partei zu beteiligen, und das Recht, Entscheidungen, die im 
Rahmen des Bewilligungsverfahrens ergehen, anzufechten, nur Personen, die im 
Verwaltungsverfahren die Stellung als Partei hatten, zuerkennt, nicht mit diesen 
Bestimmungen vereinbar ist. 
 
3. Unter dem Vorbehalt der Überprüfung der relevanten tatsächlichen Um-
stände und des einschlägigen nationalen Rechts durch das vorlegende Gericht 
ist Art. 9 Abs. 3 und 4 des mit dem Beschluss 2005/370 genehmigten Über-
einkommens in Verbindung mit Art. 47 der Charta der Grundrechte dahin 
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auszulegen, dass mit diesen Bestimmungen nicht vereinbar ist, dass in einem 
Fall wie dem des Ausgangsverfahrens für eine Umweltorganisation nach den 
nationalen Verfahrensvorschriften eine Ausschlussregelung gilt, nach der eine 
Person ihre Stellung als Partei im Verwaltungsverfahren verliert und deshalb 
keine Beschwerde gegen eine in diesem Verfahren ergangene Entscheidung 
erheben kann, wenn sie Einwendungen nicht rechtzeitig bereits im Verwal-
tungsverfahren, spätestens in dessen mündlichem Abschnitt, erhoben hat. 

 
Zugangsbeschränkungen zur gerichtlichen Überprüfung verletzen das 
Effektvitätsgebot (Rs. C-280/18 vom 7. November 2019 Rz 56), ebenso Rs. C-
535/18 vom 28. Mai 2020 Rz 123, 133, auch Urteil vom 3. Oktober 2019, 
Wasserleitungsverband Nördliches Burgenland u. a., Rs. C-197/18 Rz 32) 
 
Selbst wenn die Erforderlichkeit einer UVP verneint wurde, können betroffene 
nicht von der Erhebung von Rechtsmitteln ausgeschlossen werden (Rs. C-570/13 
16. April 2015 Rz 42-43 zum UVP-G 2000). Selbst wenn ein Gericht erstmals die 
Einzelfallprüfung nach der abgeänderten Richtlinie 2011/92 vornimmt, muss 
eine „betroffene Öffentlichkeit“ Zugang zu einem Überprüfungsverfahren vor 
einem anderen Gericht oder einer anderen auf gesetzlicher Grundlage 
geschaffenen unabhängigen und unparteiischen Stelle haben (Rs. C-575/21 vom 
25. Mai 2023 Wertlnvest Hotelbetriebs GmbH gegen Magistrat der Stadt Wien, 
Beteiligter: Verein Alliance for Nature, Rz 71) 
 
Der wirksame Rechtsbehelf ist innerstaatlich sicherzustellen (Rs. C-432/21 vom 
2. März 2023 Rz 185-188) 
 
Dies ergibt sich logisch aus der Verpflichtung, dass bei Erhebung von Einwänden 
ein Projektträger um Zusatzinformationen ersucht werden muss (Rs. C-41/24 
vom 6. März 2025) 
 

wenn im Rahmen eines gemäß dieser Bestimmung durchgeführten Screening-
Verfahrens ein Dritter der zuständigen Behörde objektive Umstände zu mög-
lichen erheblichen Auswirkungen des betreffenden Projekts auf die Umwelt zur 
Kenntnis bringt, insbesondere auf eine gemäß der Richtlinie 92/43/EWG des 
Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der 
wildlebenden Tiere und Pflanzen in der durch die Richtlinie 2013/17/EU des 
Rates vom 13. Mai 2013 geänderten Fassung geschützte Art, diese Behörde den 
Projektträger ersuchen muss, ihr zusätzliche Informationen zu übermitteln, die 
sie bei der Entscheidung, ob dieses Projekt einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
zu unterziehen ist, zu berücksichtigen hat 

 
im Lichte eines anhängigen Verfahrens vor dem EuGH, mit dem das 
Verwaltungsgericht Aachen die 10-wöchige (!) Einbringungsfrist nach dem 
deutschen § 6 UmwRG im Vorabentscheidungsersuchen vorgelegt hat 
(Verwaltungsgericht Aachen, 3 K 2522/20 u. 3 K 2523/20 vom 28.7.2025, prot. zu 
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C-513/25&C-514/25 vom 17.11.2025) würde der innerstaatlich eben nicht 
sichergestellte wirksame Rechtsbehelf genauso auf dem Prüfstand stehen. 
 
Sollten clamorose Genehmigungsverfahren mit sehr langer Verfahrensdauer 
Anlass zu diesem Schnellschuss gewesen sein, wären die tatsächlichen Ursachen 
zu ermitteln: Fristüberschreitungen bei der Erstellung von Gutachten oder deren 
Mangelhaftigkeit sind wesentlich bedeutsamere Faktoren – womit sich der 
Bogen zur oben geäußerten Sachverständigenthematik schließt. 
 
 
Wir ersuchen das Bundeskanzleramt die erwähnten Punkte zu berücksichtigen 
und eine Ergänzung des Rechtsrahmens vorzuschlagen, mit der die inter-
nationale Vertrauenswürdigkeit und die Wahrung grundlegender rechtsstaat-
licher Prinzipien gesichert wird. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen, 
 
 
 
 
 
 
 
Viktoria Kudrna Selina Wienerroither Umut Ovat 
Vorsitzende 1. Stv. Vorsitzende 2. Stv. Vorsitz 
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